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Winterdienst 

Rechte und Pflichten bei der Schnee- und Eisbeseitigung

Der Mieterschutzbund Berlin e.V. weist angesichts der angekündigten Witterung darauf hin, dass mit einsetzendem Winterwetter die Schnee- und Eisberäumung auf öffentlichen Straßen, Geh- und Privatwegen durchzuführen ist.

Das Land Berlin hat in einer Bekanntmachung zum Winterdienst vom 18.09.2012 die Schnee- und Eisberäumungspflichten auf öffentlichen Straßen und Gehwegen konkretisiert. Räum- und streupflichtige Anlieger – so auch Vermieter – haben Gehwege in einer für den Fußgängerverkehr erforderlichen Breite, mindestens aber 1,00 m breit, zu räumen. Die Schneebeseitigung hat unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls, bei länger andauerndem Schneefall in angemessenen Zeitabständen zu erfolgen. Bei Schnee- und Eisglätte sind unverzüglich abstumpfende Mitteln zu streuen – gegebenenfalls muss nachgestreut werden. Eisbildungen, denen nicht durch Streuen entgegengewirkt werden kann, sind anderweitig zu beseitigen. Die Verwendung von Auftaumitteln ist verboten.

Der Winterdienst ist bis 7.00 Uhr, an Sonn- und Feiertagen bis 9.00 Uhr auszuführen. Nach 20.00 Uhr besteht eine Räum- und Streupflicht im Regelfall nicht mehr.

Zugänge zu Aufzügen, Briefkästen und Tiefgaragen sind von Schnee und Eis freizumachen. Schneeanhäufungen auf Gehwegen haben am Fahrbahnrand zu erfolgen. Ein- und Ausfahrten, Radwege oder Behindertenparkplätzen sind frei zu halten. Sichtbehinderungen sind zu vermeiden.

Vermieter können durch privatrechtliche Vereinbarung einen Dritten mit der Durchführung des Winterdienstes beauftragen. Mieter sind nur bei ausdrücklicher Vereinbarung im Mietvertrag verpflichtet. Im Regelfall beauftragt der Vermieter den Hauswart oder eine Winterdienstfirma mit der Räum- und Streupflicht. Die Verantwortung des Vermieters für eine ordnungsgemäße Durchführung des Winterdienstes entfällt dann allerdings nicht.

Die schuldhafte Nichterfüllung der Räum- und Streupflicht oder die unzulässige Verwendung von Auftaumitteln stellen eine Ordnungswidrigkeit dar. Sie kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet werden. 

